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NORMALARBEITSVERHÄLTNISSE

Normale Arbeitsverhältnisse 
sind weiterhin die Regel
Von Michael Arnold, Anselm Mattes und Gert G. Wagner

Seit den 80er Jahren ist die Zahl jener Personen im erwerbsfähigen 
Alter, die keiner bezahlten Beschäftigung nachgehen, in (West-)
Deutschland deutlich zurückgegangen. Entsprechend ist unter 
den 18- bis 67-Jährigen der Anteil derjenigen ohne Job gesunken. 
Dieser Beschäftigungs zuwachs fand vor allem zugunsten der 
geringfügigen Beschäftigung oder einer Tätigkeit als Solo-Selbstän-
dige/r statt und weniger bei den normalen Arbeitsverhältnissen. 
Die vorliegende Analyse auf Basis der Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels (SOEP) zeigt aber auch, dass der Anteil der Normal-
arbeitsverhältnisse an allen Erwerbsfähigen nicht abgenommen 
hat. Personen, die einer atypischen Beschäftigung nachgehen, sind 
spezifischen Risiken ausgesetzt. Um dem Trend zu diesen Beschäf-
tigungsverhältnissen entgegenzuwirken, sind verschiedene Maß-
nahmen denkbar. Dazu gehören ein Ausbau der Kinderbetreuung, 
die Abschaffung der Sonderregeln für Mini-Jobs sowie eine Versi-
cherungspflicht für Alter und Unfall für bislang nicht abgesicherte 
Selbständige.

Folgt man dem politischen Feuilleton, so stirbt die soge-
nannte Mittelschicht1 in Deutschland aus und die prekäre 
Beschäftigung wird mehr und mehr zur Norm.2 Dieser 
empirische Befund beruht auf der Mitte der 80er Jahre 
vom Soziologen Ulrich Beck entwickelten These von der 
Risikogesellschaft (1986).3 Er diagnostizierte, dass mit dem 
Ende der Vorherrschaft industrieller Produktionsweisen 
die durch Sozialstaat und Sozialpartnerschaft geform-
ten und geordneten ökonomischen Rahmenbedingun-
gen immer mehr an Bedeutung verlören und zu einer 
Risikogesellschaft führten. Der Prozess schien naturge-
setzlich vorgezeichnet zu sein. Etliche Parteien, Gewerk-
schaften oder auch Kirchen richteten fortan ihre Strate-
gien immer mehr auf den vermeintlich immer größer 
werdenden unteren Rand der Gesellschaft aus. 

Der 2001 erstmals vorgelegte Armuts- und Reichtumsbe-
richt der Bundesregierung4 thematisiert zwar nicht nur 
den unteren Rand der Gesellschaft, sondern ausdrück-
lich auch die oberste Schicht. Dadurch geriet die Mitte 
allerdings noch mehr aus dem Fokus von Öffentlichkeit 

1 Zu diesem Begriff vgl. den Kasten bei Grabka, M. M. et al. (2016): Schrump-
fender Anteil an BezieherInnen mittlerer Einkommen in den USA und Deutsch-
land. DIW Wochen bericht Nr. 18/2016, 392–393; Geiger, T. (1987): Die soziale 
Schichtung des deutschen Volkes: soziographischer Versuch auf statistischer 
Grund lage. Faksimile-Nachdruck der 1. Auflage 1932, Stuttgart. Vgl. auch 
Wagner, G. G. (2012): Die Inflation der Mittelschicht-Begriffe führt in die Irre. 
DIW Wochen bericht Nr. 51+52/2012.

2 Die empirischen Ergebnisse dieses Wochenberichts basieren auf einer 
Expertise der DIW Econ für die IG BCE, Arnold, M., Mattes, A., Wagner, G. G. 
(2015): Zur anhaltend prägenden Rolle des Normalarbeitsverhältnisses auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt. Berlin, www.igbce.de/vanity/ renderDownloadLink/ 
23242/118822. Für eine Diskussion dieser Befunde vgl. Hirschel, D., Krämer, R. 
(2015): Ab durch die Mitte? Normalbeschäftigte, Prekäre und die Rolle der 
Gewerkschaften. Sozialismus, 43. Jg., Heft 2, 20–23; und Höhn, H. (2015): Ab 
durch die Mitte: eine Replik. Sozialismus, 43. Jg., Heft 4, 20–25.

3 Beck, U. (1986): Risikogesellschaft – Auf dem Weg in eine andere Moderne. 
Frankfurt am Main.

4 Vgl. zuletzt BMAS (2013): Lebenslagen in Deutschland: Der vierte Armuts- 
und Reichtumsbericht der Bundesregierung. Berlin; sowie Wagner, G. G. (2013): 
Anmerkungen zur Geschichte und Methodik des Armuts- und Reichtums-
berichts. In: Hierschel, D., Paic, P., Zwick, M. (Hrsg.): Daten in der wirtschafts-
wissenschaftlichen Forschung – Festschrift zum 65. Geburtstag von 
Prof. Dr. Joachim Merz. Wiesbaden, 51–70.
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Als Beschäftigte in einem Normalarbeitsverhältnis gel-
ten hier diejenigen Erwerbstätigen, die 

• als ArbeitnehmerInnen (einschließlich BeamtInnen) 
voll- oder teilzeiterwerbstätig sind (ab 18 Stunden 
pro Woche),

• sich in einer Berufsausbildung befinden,
• an einer beruflichen Weiterbildungsmaßnahme teil-

nehmen,
• oder im Mutterschutz beziehungsweise in Eltern-

zeit sind.

Personen, die sich in einer Weiterbildung beziehungs-
weise im Mutterschutz/in Elternzeit befinden, werden 
als ArbeitnehmerInnen gezählt, da sie arbeitsmarktnah 
sind. Im Mutterschutz beziehungsweise während der 
Elternzeit liegt definitionsgemäß ein Arbeitsverhältnis 
zugrunde.

Solo-Selbständige sind keine abhängig Beschäftigten, 
aber oft nur für einen Auftraggeber tätig und mitunter 
sogar in dessen Betriebsablauf integriert. Deswegen wer-
den sie hier als eigene Gruppe ausgewiesen.12 

In diesem Bericht geht es um die Mitte der erwerbstä-
tigen Bevölkerung und deren quantitative Entwicklung. 
Im Fokus steht dabei die Frage, ob gesamtwirtschaftlich 
betrachtet normale Beschäftigung durch prekäre Be-
schäftigung zurückgedrängt wurde.13 

Leiharbeit kann anhand der verwendeten Daten nicht 
identifiziert werden. Die Zahl der bei den Leiharbeits-
firmen Beschäftigen ist zwar stark gestiegen – nach Ab-
gaben der Bundesagentur für Arbeit von 30 000 im Jahr 

12 Nicht zur ArbeitnehmerInnen-Mitte zählen hier Personen, die unregel mäßig 
oder ausschließlich geringfügig erwerbstätig sind (Mini- oder Midi-Jobber-
Innen), in Teilzeit mit weniger als 18 Stunden pro Woche arbeiten, als Selbstän-
dige/r oder UnternehmerIn mit MitarbeiterInnen oder Land wirt Innen erwerbs-
tätig sind oder nicht erwerbstätig (einschließlich arbeitslos gemeldet) sind. 
Auch Personen unter 18 Jahren beziehungsweise über 67 Jahren, gehören in 
diesem Bericht nicht zur ArbeitnehmerInnen-Mitte.

13 Alle Auswertungen beruhen auf der Version v30 des SOEP (Format 
SOEPlong) und sind mit den Standard-Hochrechnungsfaktoren im SOEP-Daten-
satz querschnittsgewichtet. Vereinzelt fehlende Angaben bei einigen Variablen 
werden als qualitäts-neutrale Ausfälle behandelt, das heißt für diese Fälle wird 
implizit der Mittelwert der untersuchten Gruppe angenommen. Ausgewertet 
werden die Daten für die Jahre 1984 bis 2013. Als Basis der Auswertungen 
stehen für das Jahr 1984 (nur für Westdeutschland beziehungsweise die 
Bundes republik Deutschland) die Angaben von 12 178 Befragten (16-Jährige 
und Ältere) in 5 863 Haushalten zur Verfügung, 1990 13 889 Personen in 
6 750 Haushalten (in der BRD und der DDR), 1991 13 587 Personen in 6 629 
Haushalten (in Gesamtdeutschland beziehungsweise der BRD) und 2013 
24 228 Befragungspersonen in 14 055 Haushalten. Im SOEP sind sogenannte 
Anstaltshaushalte, darunter beispielsweise BewohnerInnen von Alten- und 
Pflegeheimen, unterrepräsentiert. Nicht enthalten sind Insassen von Gefängnis-
sen und in Deutschland arbeitende VertragsarbeitnehmerInnen und Saison-
kräfte. Auch Pflegekräfte, die aus Osteuropa nach Deutschland pendeln (sofern 
sie nicht faktisch permanent hier leben), werden – wie auch von allen anderen 
statistischen Erhebungen – nicht erfasst. 

und Politik. Die Mitte der Gesellschaft wird vielmehr – 
nicht zuletzt aufgrund schwankender oder sinkender 
Einkommensanteile – immer wieder „unter Druck“ ge-
sehen.5

Wer gehört zur ArbeitnehmerInnen-Mitte?

In diesem Bericht wird ein Aspekt der Entwicklung der 
Sozialstruktur seit 1984 in der Bundesrepublik Deutsch-
land nachgezeichnet.6 Der Fokus liegt auf den normalen 
oder typischen Arbeitsverhältnissen abhängig Beschäftig-
ter. Die Einkommensentwicklung wird nicht betrachtet.7 
In den Blick genommen wird die Erwerbsbevölkerung, 
das heißt alle Personen im Alter von 18 bis 67 Jahren.8 
Datenbasis ist die Langzeiterhebung Sozio-oekonomi-
ches Panel (SOEP).9 Da das SOEP im Jahr 1984 in West-
deutschland begonnen wurde, ist damit der Anfangs-
zeitpunkt der Analyse markiert. Die Mitte der 80er Jah-
re sind auch ein inhaltlich guter Startpunkt, da zu dieser 
Zeit in Westdeutschland kaum über eine Prekarisierung 
des Arbeitsmarkts diskutiert wurde. Das Normalarbeits-
verhältnis wurde noch als dominierend angenommen. 
Dass viele Ehefrauen nicht erwerbstätig waren, wurde 
aber keineswegs als Ideal angesehen, sondern zuneh-
mend, auch im Hinblick auf ihre Alterssicherung, dis-
kutiert.10 Prekäre Beschäftigung gab es vermutlich reich-
lich, aber sie wurde statistisch nicht erfasst, da sie sich 
komplett im informellen Sektor abspielte (zum Beispiel 
bei haushaltsnahen Dienstleistungen).11 

5 Vgl. zum Beispiel jüngst Bosch, G., Kalina, T. (2015): Die Mittelschicht in 
Deutschland unter Druck. IAQ-Report, Nr. 2015–4.

6 Bis 1989 nur Westdeutschland, 1990 BRD und DDR, ab 1991 das wieder-
vereinigte Deutschland. Der Untersuchung liegt das Wohnortkonzept zugrunde. 
Einbezogen sind somit die Bevölkerung und die Erwerbstätigen, die in Deutsch-
land ihren Wohnsitz haben. Ausgeklammert sind GrenzgängerInnen, die zu 
einem Job nach Deutschland pendeln.

7 Die Beschreibung und Analyse der Einkommensverteilung ist eine eigen-
ständige und wichtige Fragestellung, vgl. jüngst Grabka, M M. et al.(2016), 
a. a. O.

8 Diese Altersabgrenzung wird gewählt, da die Erwerbsbeteiligung vor dem 
18. Lebensjahr niedrig ist und das 67. Lebensjahr künftig die normale Alters-
grenze sein wird.

9 Das SOEP ist die am längsten laufende multidisziplinäre Langzeitstudie in 
Deutschland, die als Teil der Forschungsinfrastruktur unter dem Dach der Leibniz-
Gemeinschaft im DIW Berlin von Bund und Ländern gefördert wird. 
Die  Erhebung erfolgt durch TNS Infratest Sozialforschung (München). Vgl. 
Wagner, G. G. (2008): Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP): Multidisziplinäres 
Haushalts panel und Kohortenstudie für Deutschland – Eine Einführung 
(für neue Daten nutzer) mit einem Ausblick (für erfahrene Anwender). In: AStA 
Wirtschafts- und Sozialstatistisches Archiv, Bd. 2, Heft 4, 301–328.

10 Vgl. zum Beispiel Krupp, H.-J., Wagner, G. G. (1982): Zur Notwendigkeit 
einer Strukturreform der gesetzlichen Rentenversicherung: Das Beispiel des Voll 
Eigenständigen Systems. Die Angestelltenversicherung, Heft 5, 169–176; 
Jäkel, S., Kirner, E. (1987): Immer mehr Frauen im Beruf: zur längerfristigen 
Entwicklung des Erwerbsverhaltens von Frauen. DIW Wochen bericht Nr. 29, 
393–402; sowie Kirner, E., Schulz, E., Roloff, J. (1990): Vereintes Deutschland 
– geteilte Frauengesellschaft? DIW Wochenbericht Nr. 41, 575–582. 

11  Vgl. zum Beispiel Schwarze, J. (1990): Nebenerwerbstätigkeit in 
der  Bundesrepublik Deutschland: Umfang und Ursachen von Mehrfach-
beschäftigung und Schattenwirtschaft. Frankfurt am Main. 
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1984 auf etwa 800 000 im Jahr 2016.14 Dennoch beträgt 
ihr Anteil an allen Beschäftigten nur etwa zwei Prozent. 
Das Bild über die Entwicklung der hier betrachteten 
Normal arbeitsverhältnisse wird dadurch nicht beein-
flusst, wohl aber das Ausmaß unsicherer Arbeitsverhält-
nisse unterschätzt. 

Alle Auswertungen sind deskriptiv, das heißt es wird 
kein Versuch unternommen, die Entwicklungen sta-
tistisch in einzelne Komponenten zu zerlegen und da-
rauf basierend Kausalaussagen und Prognosen zu tref-
fen. Ziel der Untersuchung ist es, einen differenzierten 
und teilweise neuen Blick auf die Entwicklungen zu wer-
fen, die in den letzten Jahr(zehnt)en sehr spezifisch be-
trachtet wurden.

Empirische Ergebnisse

Bezogen auf die Gesamtbevölkerung waren im Jahr 2013 
etwa 40 Prozent in Normalarbeitsverhältnissen beschäf-
tigt. Davon waren knapp 75 Prozent Vollzeitbeschäftigte, 
gut zehn Prozent regulär Teilzeitbeschäftigte und knapp 
fünf Prozent befanden sich in einer Lehre. Knapp zehn 
Prozent absolvierten eine Weiterbildung oder nahmen 
eine Elternzeit in Anspruch (Abbildung 1). Gut drei Pro-
zent der Gesamtbevölkerung waren Solo-Selbständige, 
die als eigene Kategorie ausgewiesen werden. 

Befristete Beschäftigung wird vielfach zu prekärer Be-
schäftigung gezählt. Im Jahr 2013 machten laut SOEP 
befristete Arbeitsverhältnisse etwa zwölf Prozent aller 
normalen Arbeitsverhältnisse in Vollzeit und 18 Pro-
zent in Teilzeit aus. Der Anteil ist seit dem Jahr 2000 
nicht gewachsen.15

Bezogen auf die Erwerbsstruktur der Bevölkerung im 
Alter von 18 bis 67 Jahren unterscheiden sich Ost- und 
Westdeutschland nur noch geringfügig (Abbildung 2). 
Immer noch gibt es in Ostdeutschland mehr Vollzeit-
erwerbstätige und etwas mehr Nichterwerbstätige.

Eine nach Geschlecht differenzierte Betrachtung zeigt, 
dass nach wie vor mehr Frauen als Männer nicht er-
werbstätig sind und dass Frauen häufiger einer „sonsti-
gen Erwerbstätigkeit“ nachgehen – das heißt vor allem 
einer abhängigen Beschäftigung mit kurzer Arbeitszeit 
(Abbildung 3). Entsprechend groß ist der Unterschied 
mit Blick auf die Vollzeiterwerbstätigkeit zwischen den 
Geschlechtern. 

14 Der Mikrozensus weist weniger Leiharbeiter aus, und die Zahl ist seit 2010 
rückläufig. 

15 Vor dem Erhebungsjahr 2000 wurden befristete Beschäftigte nicht ver-
gleichbar erhoben. 

Abbildung 1

Normale ArbeitnehmerInnen1 in Deutschland (2013)
In Prozent

Sonstige und 
nicht Erwerbstätige

Solo-Selbständige
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ArbeitnehmerInnen
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9 % Weiterbildung, Elternzeit

Lehre / Ausbildung
Teilzeit erwerbstätig

Vollzeit erwerbstätig

1 Gewichtete Werte.

Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

© DIW Berlin 2016

Bezogen auf die Gesamtbevölkerung sind mehr als 40 Prozent der Menschen in Deutschland 
im Jahr 2013 normale ArbeitnehmerInnen.

Abbildung 2

Verteilung der erwerbsfähigen1 Bevölkerung 
nach West- und Ostdeutschland (2013)
In Prozent
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1 Gewichtete Werte; Erwerbsfähige umfassen die Bevölkerung im Alter von als 18 
bis 67 Jahren.

Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.

© DIW Berlin 2016

West- und Ostdeutschland unterscheiden sich hinsichtlich 
der  Erwerbsstruktur der Bevölkerung nur wenig.
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Anteil der normalen Beschäftigungsverhältnisse 
an allen Erwerbsfähigen über die Zeit 
nicht gesunken

Bei der Betrachtung über die Zeit seit 1984 ist die deut-
sche Wiedervereinigung zu berücksichtigen (Abbil-
dung 4). Mit dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik 
stieg die Bevölkerungszahl der Bundesrepublik Deutsch-
land von etwa 60 Millionen auf über 80 Millionen an. 
Außerdem gab es in der DDR fast ausschließlich Nor-
malarbeitsverhältnisse. 

Auf die strukturelle Gliederung der Bevölkerung, etwa 
in Erwerbstätige und Nichterwerbstätige, hatte die Wie-
dervereinigung aber nur relativ geringe Auswirkungen 
(Abbildung 5). Dies liegt vornehmlich daran, dass die 
Menschen in Ostdeutschland nur etwa 20 Prozent der 
Gesamtbevölkerung ausmachten. Deutlich wird auch, 
dass die vieldiskutierte demografische Alterung der Be-
völkerung sich bislang kaum ausgewirkt hat. Der An-
teil der überwiegend nicht erwerbstätigen Jungen unter 
18 Jahren und der der Alten über 67 Jahren ist kaum 
gestiegen. Deutlich erkennbar ist, dass in Deutschland 
insgesamt der Anteil der nicht erwerbstätigen Perso-
nen seit 1984 (bis 1990 nur Westdeutschland) zurück-
gegangen ist. Selbst im Vergleich zu 1990, als die Er-
werbsbeteiligung auf dem Gebiet der DDR deutlich hö-
her war als in der Bundesrepublik Deutschland, ist der 
Anteil der Erwerbsfähigen, die nicht erwerbstätig sind, 
kleiner geworden. 

Der Blick auf die Erwerbsfähigen, hier operationalisiert 
als Gruppe der 18- bis 67-Jährigen, zeigt, dass der An-
teil der Nichterwerbstätigen von 32 Prozent im Jahr 1984 
(Westdeutschland) auf 20 Prozent im Jahr 2013 (Ge-
samtdeutschland) zurückgegangen ist (Abbildung 6). 
Der Rückgang der Vollzeiterwerbstätigkeit nach dem 
Jahr 1990, der mit einer hohen Arbeitslosigkeit in Ost-
deutschland einherging, ist seit dem Jahr 2006 wieder 
wettgemacht worden. Diejenigen Gruppen, die nicht zur 
Mitte der ArbeitnehmerInnen zählen (darunter auch die 
Solo-Selbständigen16) sind – gemessen an allen Erwerbs-
fähigen – moderat angewachsen.

Dieser Befund ist kompatibel mit dem Phänomen, dass 
anormale Beschäftigung in den letzten Jahrzehnten zu-
genommen hat; was oft mit einer zunehmenden Pre-
karisierung der Arbeitswelt gleichgesetzt wird. Übli-
cherweise werden die Anteile der unterschiedlichen 

16 Bis 1997 wurden ausschließlich FreiberuflerInnen im SOEP separat erfasst. 
Sonstige Selbständige ohne MitarbeiterInnen waren Teil der Gruppe „Selbstän-
dige mit weniger als neun MitarbeiterInnen“. Seit 1997 werden sie ebenfalls 
eigenständig geführt und bilden zusammen mit den FreiberuflerInnen die 
Gruppe der Solo-Selbständigen.

Abbildung 3

Verteilung der erwerbsfähigen1 Bevölkerung 
nach Geschlecht (2013)
In Prozent
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Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.
© DIW Berlin 2016

Nach wie vor sind deutlich mehr Männer als Frauen Vollzeit 
 erwerbstätig.

Abbildung 4

Verteilung der Gesamtbevölkerung1

In Millionen Personen
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Quellen: Das Sozio-oekonomische Panel (v30); Berechnungen der DIW Econ.
© DIW Berlin 2016

Mit der Wiedervereinigung stieg die Bevölkerungszahl von 60 Millionen auf 80 Millionen 
Menschen.
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Beschäftigungstypen nicht auf alle Erwerbsfähigen be-
zogen, sondern nur auf die Erwerbstätigen. Damit wird 
die Strukturveränderung innerhalb der aktiv Beschäf-
tigten umrissen; ausgeblendet wird indes, dass sich in 
Bezug auf die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
der Anteil der Personen in Normalarbeitsverhältnis-
sen im Vergleich von 1984 zu heute praktisch nicht 
verändert hat. 

Zählt man nur Voll- und regulär Teilzeiterwerbstäti-
ge zu den normal Beschäftigten, ging ihr Anteil an al-
len Erwerbstätigen von 85 Prozent im Jahr 1984 auf 
76 Prozent im Jahr 2013 zurück (Abbildung 7). Betrach-
tet man stattdessen alle Erwerbsfähigen, liegt der Anteil 
der normal Beschäftigten hingegen 2013 mit 54 Pro-
zent sogar etwas höher als im Jahr 1984 mit 51 Prozent 
(Abbildung 6). 

Anteil unregelmäßig und 
geringfügig erwerbstätiger Personen 
an allen Erwerbstätigen 
auf vergleichsweise geringem Niveau

Geringfügig Beschäftigte (seit 2003 sogenannte Mini-
JobberInnen) sind abhängig Beschäftigte, deren Mo-
natslohn einen bestimmten Betrag nicht überschrei-
tet (zurzeit 450 Euro; 1984 waren es 390 DM) oder die 
unregelmäßig und jeweils nur für kurze Zeit erwerbs-
tätig sind.17 Sie erwerben nur geringe Ansprüche an die 
sozialen Sicherungssysteme. Nur der Arbeitgeber zahlt 
Steuern und Beiträge zu den Sozialversicherungen. Die 
Grenzen zur Schwarzarbeit sind in der Realität fließend.

In den Auswertungen wurden die ausschließlichen Mini- 
JobberInnen den sonstigen Erwerbstätigen zugerechnet, 
die nicht zur Mitte der ArbeitnehmerInnen zählen.18 

17 Vgl. Wagner, G. G. (1988), a. a. O.

18 Die statistische Erfassung der geringfügigen Beschäftigung ist schwierig, 
da einige Mini-JobberInnen sich nicht als in der Hauptsache erwerbstätig 
 einstufen, vgl. dazu Schwarze, J. (1990): Probleme und Möglichkeiten bei der 
Erfassung geringfügiger Beschäftigung. Allgemeines Statistisches Archiv, 74. Jg., 
345–360; Schwarze, J. (1992): Geringfügige Beschäftigung in der Erwerbsstatis-
tik – Anmerkungen zur Änderung des Leitfragenkonzeptes im Mikrozensus und 
Ergebnisse des Sozio-ökonomischen Panels für 1990.  Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 25. Jg., 534–543. Deswegen muss man 
davon ausgehen, dass der amtliche Mikro zensus die Zahl der Mini-Jobs unterer-
fasst, vgl. Joachim, J., Kaiser, L., Schupp, J., Wagner, G. G. (1999): Zur Erhebungs-
problematik geringfügiger Beschäftigung: Ein Strukturvergleich des Mikrozensus 
mit dem sozio-oekonomischen Panel und dem Europäischen Haushaltspanel. 
In: Lüttinger, P. (Hrsg.): Sozial struktur analysen mit dem Mikrozensus. ZUMA 
Nachrichten Spezial, Band 6, Mannheim, 93–118). Das SOEP – bei dem an zwei 
Stellen im Frage bogen nach Mini-Jobs gefragt wird (als Haupterwerbstätigkeit 
und als Nebentätigkeit) weißt mehr Mini-Jobs aus, allerdings auch viel weniger 
als die Minijob-Zentrale, bei der Mini-Jobs gemeldet werden müssen. Es ist aber 
davon auszugehen, dass dort auch viele „Karteileichen“ dabei sind (und einige 
„Mini“-JobberInnen werden unter verschiedenen Namen mehrfache Mini-Jobs 
ausüben).
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Die Wiedervereinigung hat die Erwerbsstruktur der Bevölkerung kaum beeinflusst.

Abbildung 6
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Der Anteil der Nichterwerbstätigen an allen Erwerbsfähigen ist seit 1984 deutlich gesunken.
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Betrachtet man die Mini-JobberInnen indes als eigene 
Gruppe, zeigt sich ein deutlicher Anstieg seit den 90er 
Jahren, insbesondere nach dem Jahr 2002, als die Re-
form geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse wirksam 
wurde (Abbildung 8). Allerdings machen auch heute 
noch ausschließliche Mini-JobberInnen nur einen klei-
nen Anteil an allen Erwerbsfähigen aus.

Ohne Zweifel befinden sich Personen, die ihren Lebens-
unterhalt ausschließlich aus den Einkünften eines Mini-
Jobs bestreiten, in einer prekären Lebenssituation, wenn 
sie nicht auf Vermögenseinkommen zurückgreifen kön-
nen. Nicht wenige Mini-JobberInnen stocken ihr Ein-
kommen mit Arbeitslosengeld II auf.19 Es ist allerdings 
nicht sinnvoll, alle Mini-JobberInnen als prekär Beschäf-
tigte zu bezeichnen, da es etliche unter  ihnen gibt, die 
in einem Haushalt leben, in dem mindestens ein/e nor-
mal Beschäftigte/r oder ein/e andere/r Erwerbs tätige/r 
lebt. Auch Studierende, die einen Mini-Job ausüben, 
sind vielfach in einer schwierigen Lebenssituation. In 
einer tatsächlich prekären Situation befinden sich aber 
nur die Mini-JobberInnen (ohne Studierende), in deren 
Haushalten sonst keine BezieherInnen von Erwerbsein-
kommen leben. Diese Gruppe ist relevant und seit dem 
Jahr 1991 ist sie auch gewachsen, gemessen an allen Er-
werbsfähigen war ihr Anteil mit etwa drei Prozent im 
Jahr 2013 jedoch nicht groß (Abbildung 9). 

Solo-Selbständige sind weiterhin 
eine relativ kleine Gruppe

Bei Solo-Selbständigen wird zwischen FreiberuflerIn-
nen und Selbständigen (jeweils ohne MitarbeiterInnen) 
unterschieden (Abbildung 10). Etwa die Hälfte der Solo-
Selbständigen sind FreiberuflerInnen, die nicht per se 
prekär beschäftigt sind und zumindest teilweise ein aus-
reichendes oder gar hohes Einkommen erzielen.20 Die 
Bedeutung der Solo-Selbständigkeit hat über die Zeit 
zwar deutlich zugenommen, ein tiefgreifender Struk-
turwandel der gesamten Arbeitswelt, etwa durch Digi-
talisierung, ist momentan jedoch nicht erkennbar. Seit 
2012 geht die Zahl der Solo-Selbständigen sogar leicht 
zurück.21 

19 Im Juni 2013 waren es etwa 620 000 Personen, vgl. Bundesagentur 
für Arbeit, Statistik (2014): Hintergrundinformationen. Neue Ergebnisse zu 
sozial versicherungs pflichtig beschäftigten Arbeitslosengeld-II-Beziehern in 
Vollzeit und Teilzeit. Nürnberg, 3.

20 Zu beachten ist, dass der Anstieg von 1997 auf 1998 auf messtechnische 
Gründe zurückzuführen ist: Vor dem Jahr 1997 konnten im SOEP Solo-Selbständi-
ge nicht identifiziert werden, da sie in die Gruppe der Selbständigen mit weniger 
als neun Mitarbeitern einsortiert wurden.

21 Vgl. dazu auch Brenke, K. (2015): Selbständige Beschäftigung geht zurück. 
DIW Wochenbericht Nr. 36/2015, 790–796.
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Der Anteil der normal Beschäftigten an allen Erwerbstätigen ist in den vergangenen Jahr-
zehnten etwas zurückgegangen.

Abbildung 8
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Gemessen an allen Erwerbsfähigen machen Mini-JobberInnen nur einen keinen Anteil aus.
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Anteil der Haushalte mit normalen 
ArbeitnehmerInnen blieb weitgehend konstant

Um die soziale Lage der Erwerbstätigen besser beurtei-
len zu können, ist ihr Haushaltskontext zu beachten. 
In den Blick genommen wird, in wie vielen Haushalten 
mindestens ein/e ArbeitnehmerIn mit einem Normal-
arbeitsverhältnis lebt. 

Der Anteil der Haushalte mit mindestens einem/r 
normalen ArbeitnehmerIn an allen Haushalten liegt 
seit dem Jahr 1984 durchweg über 50 Prozent (Abbil-
dung 11). Der Rückgang von 61 Prozent im Jahr 1984 
auf 52 Prozent im Jahr 2013 hängt mit der Alterung der 
Bevölkerung zusammen. Schließt man Haushalte mit 
ausschließlich älteren Menschen (über 67 Jahren) aus 
der Betrachtung aus, findet sich seit 1984 in durch-
weg in zwei Dritteln der Haushalte ein/e Arbeitneh-
merIn in einem Normalarbeitsverhältnis. Allerdings 
ist der Anteil von etwa 76 Prozent (Westdeutschland) 
auf 69 Prozent (Gesamtdeutschland) zurückgegangen 
(Abbildung 12). Eine stark um sich greifende Prekari-
sierung ist auf Haushaltsebene daher in dieser Hinsicht 
nicht erkennbar.

Schlussfolgerungen

Gemessen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
ist der Anteil von ArbeitnehmerInnen in den hier be-
trachteten Normalarbeitsverhältnissen seit Mitte der 80er 
Jahre (damals nur Westdeutschland betrachtet) nicht zu-
rückgegangen. Er liegt im Gegenteil recht stabil bei etwa 
60 Prozent.22 Zurückgegangen ist der Anteil jener, die im 
erwerbsfähigen Alter (18 bis 67 Jahre) keiner Erwerbstä-
tigkeit nachgehen (der Anteil sank von fast einem Drit-
tel auf etwa 20 Prozent). Auch wenn es unter den Er-
werbstätigen mit Blick auf die Normalarbeitsverhältnisse 
durchaus Verdrängungseffekte gab, ist durch diese Ent-
wicklung die normale Beschäftigung in Voll- oder Teil-
zeit nicht geringer geworden. 

Es hat – wie gesagt – unter den Erwerbstätigen eine Struk-
turverschiebung gegeben: Während in den 80er Jahren 
in Westdeutschland Solo-Selbständigkeit und Mini-Jobs 
(beziehungsweise geringfügige Beschäftigung) nur eine 
kleine Rolle spielten, ist ihre Bedeutung in der Arbeits-
welt gewachsen. Zuwächse gab es ebenfalls bei der Leih-
arbeit, der jedoch reguläre und dauerhafte Beschäfti-
gungsverhältnisse zugrunde liegen können. Bei der 
Beurteilung der Arbeitswelt muss auch berücksichtigt 
werden, dass es inzwischen deutlich mehr Arbeitneh-

22 Seit 2013 ist die Zahl sozialversicherungspflichtiger Beschäftigter noch 
weiter angestiegen und die Zahl der Erwerbstätigen in übrigen Erwerbsformen 
gesunken. Vgl. Fuchs, J. et al. (2016): Beschäftigung und Arbeitskräfteangebot 
so hoch wie nie. IAB-Kurzbericht Nr. 6/2016.

Abbildung 9
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Der Anteil der prekär Beschäftigten ohne weitere Versorgung an allen Erwerbsfähigen ist 
seit 1991 zwar gestiegen, aber nur in geringem Maß.

Abbildung 10
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Die Bedeutung der Solo-Selbständigen hat über die Zeit leicht zugenommen.
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ventionierung arbeitsloser ExistenzgründerInnen. All 
das fand zu Zeiten hoher Arbeitslosigkeit statt und sti-
mulierte die Ausweitung von nicht normalen Arbeitsver-
hältnissen. Die Subventionierung von Existenzgründun-
gen ist inzwischen zurückgefahren worden und die Pri-
vilegierung der Mini-Jobs könnte abgeschafft werden.26 

Es gibt weiterhin Sachverhalte, die sich nicht förderlich 
auf normale Arbeitsverhältnisse auswirken: 

Erstens gibt es nach wie vor kein ausreichendes Ange-
bot an Kinderbetreuung,27 mit der Folge, dass oft nicht 
beide Elternteile – und vor allem kaum Alleinerziehen-
de – einer normalen Beschäftigung nachgehen können. 
Zweitens wurde das BAFöG in realer Betrachtung so weit 
zurückgefahren, dass auch Studierende aus weniger ein-
kommensstarken Familien heute nicht mit einer Förde-
rung rechnen können und oftmals in Mini-Jobs arbei-
ten müssen, um ihr Studium zu finanzieren. Drittens 
sind Selbständige bisher nicht in die gesetzliche Alters-
vorsorge und in die Unfallversicherung einbezogen. Das 
könnte dazu geführt haben, dass eine selbständige Be-

26 Vgl. Grabka, M. M. et al. (2016), a. a. O.

27 Vgl. zum Beispiel Müller, K.-U., Spieß, C. K., Wrohlich, K. (2013): Rechtsan-
spruch auf Kitaplatz ab zweitem Lebensjahr: Erwerbs beteiligung von Müttern 
wird steigen und Kinder können in ihrer Entwicklung profitieren. DIW Wochen-
bericht, Nr. 32/2013, 3–12.

merInnen gibt, die nach Deutschland pendeln. Vertrags-
arbeitnehmerInnen, SaisonarbeiterInnen und im infor-
mellen Sektor tätige Pflegekräfte verändern das Bild der 
Arbeitswelt – ohne jedoch die Erwerbstätigkeit der In-
länderInnen direkt zu beeinflussen.

Es sei auch betont, dass trotz der unverändert zentra-
len Bedeutung normaler Voll- und Teilzeitarbeit die in 
der Mitte der Arbeitnehmerschaft erzielten Löhne unter 
Druck geraten sind. Es gibt nicht weniger normale Ar-
beitnehmerInnen, aber deren Einkommenssituation ist 
vielfach ungünstiger geworden.23 

Der Anstieg der nicht normalen oder atypischen Be-
schäftigung ist keineswegs einer Art naturgesetzlichen 
Wandels hin zu einer Risikogesellschaft zu verdanken,24 
sondern lässt sich mit Entwicklungen erklären, die auf 
politische Entscheidungen in Deutschland zurückge-
hen. Dazu zählen insbesondere die Reformen im Rah-
men der Agenda 2010: Die Liberalisierung der Arbeit-
nehmerüberlassung, die Lockerung der Regelungen bei 
den Mini-Jobs, wodurch diese Beschäftigungsform deut-
lich zugenommen hat,25 oder die zeitweilig starke Sub-

23 Vgl. Grabka, M. M. et al. (2016), a. a. O.

24 Vgl. auch Wagner, G. G. (2011): Wir sind der Risikogesellschaft nicht aus-
geliefert. DIW Wochenbericht Nr. 25/2011.

25 Vgl. Grabka, M. M. et al. (2016), a. a. O.
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In der Mehrheit der Haushalte lebt mindestens eine normal 
 beschäftigte Person.

Abbildung 12
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In durchgehend etwa zwei Drittel der Haushalte, in denen erwerbs-
fähige Personen leben, ist mindestens eine Person normal beschäftigt. 
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Prekäre Beschäftigung in erheblichem Ausmaß gibt 
bei AusländerInnen. Diese wird aber oft gar nicht 
wahrgenommen und taucht zum Teil auch nicht in den 
Statistiken auf: VertragsarbeitnehmerInnen aus dem 
Ausland, die zum Teil unter unwürdigen Bedingungen 
in Deutschland arbeiten und leben, Saisonarbeitskräf-
te für die Spargel- und Obsternte und schließlich Tau-
sende von Frauen, die Haushalts- und Pflegetätigkei-
ten „freiberuflich“ ausüben. Diesen Gruppen fehlt aber 
eine durchsetzungsstarke Vertretung in Deutschland.

schäftigung aufgenommen und weitergeführt wurde, 
ohne dass damit Einkommen erzielt werden können, 
mit denen auch für das Alter vorgesorgt werden kann. 
Die erstgenannten zwei Entwicklungen könnten auch 
umgekehrt werden und für bislang nicht entsprechend 
abgesicherte Selbständige könnte eine Versicherungs-
pflicht für Alter und Unfall eingeführt werden. Damit 
könnten Anreize gesetzt werden, um prekäre Beschäfti-
gung unattraktiver zu machen und stattdessen normale 
Beschäftigung entstehen zu lassen. 

TYPICAL EMPLOYMENT SUBJECT TO MANDATORY SOCIAL SECURITY CONTRIBUTIONS REMAINS THE NORM

Abstract: Since the 1980s, in (West)Germany has been a 
substantial decline in the number of people of working 
age who are not in paid employment. Accordingly, the 
share of 18- to 67-year-olds without a job has also fallen. 
This increase in employment figures primarily benefited 
those in marginal employment or solo entrepreneurs and 
had less of an impact on those in typical employment. In 
fact, the present analysis, based on data from the Socio-
Economic Panel (SOEP) study, shows that there has been 

no decline in the share of those of working age who are 
in typical employment. However, individuals in atypical 
employment are exposed to some very specific risks. There 
are various possible measures that may help counteract 
this type of employment, including abolishing the special 
legislation on “mini-jobs” (salary of up to 450 euros per 
month), expanding childcare options, and introducing 
mandatory retirement and accident insurance for the 
uninsured self-employed.
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